
 
 

 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anhörung des Ausschusses für Inneres, Bauen und Sport zum Entwurf des Gesetzes über 
den Bevölkerungsschutz im Saarland (Saarländisches Bevölkerungsschutzgesetz – SBSG) 
(Drucksache 17/2334) 
 
Ihre Nachricht vom 9. September 2026; Tgb. Nr.: 1416/26 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Waldraff, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
der Saarländische Städte- und Gemeindetag bedankt sich für die Gelegenheit, zum 
Entwurf des Gesetzes über den Bevölkerungsschutz im Saarland (Saarländisches Be-
völkerungsschutzgesetz – SBSG) Stellung nehmen zu können. 
 
Die Städte und Gemeinden tragen als Träger des Brandschutzes, der Technischen Hilfe 
sowie als wichtige Akteure des Katastrophenschutzes eine zentrale Verantwortung für 
die Gefahrenabwehr und den Schutz der Bevölkerung. Sie gewährleisten mit ihren Feu-
erwehren, den kommunalen Verwaltungsstrukturen und in enger Zusammenarbeit mit 
den Hilfsorganisationen die Einsatzbereitschaft im täglichen Gefahrenabwehrgeschehen 
ebenso wie in außergewöhnlichen Schadenslagen. Vor diesem Hintergrund begrüßt der 
SSGT die Absicht, das bisherige Saarländische Brand- und Katastrophenschutzrecht zu 
einem modernen, den aktuellen sicherheitspolitischen und gesellschaftlichen Heraus-
forderungen entsprechenden Bevölkerungsschutzrecht weiterzuentwickeln. 
 
Die vergangenen Jahre haben in besonderer Weise verdeutlicht, dass sich die Anforde-
rungen an den Bevölkerungsschutz grundlegend verändert haben. Die Corona-Pande-
mie, die Folgen des Klimawandels mit einer zunehmenden Zahl von Starkregen- und 
Hochwasserereignissen, die veränderte sicherheitspolitische Lage infolge internationa-
ler Konflikte sowie die zunehmende Abhängigkeit von funktionierenden Kritischen Infra-
strukturen zeigen, dass sich ein wirksamer Bevölkerungsschutz nicht mehr auf den 
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klassischen Brand- und Katastrophenschutz beschränken kann. Er erfordert vielmehr 
einen ganzheitlichen Ansatz, der Vorsorge, Krisenmanagement, Katastrophenschutz, 
Zivile Verteidigung und den Schutz Kritischer Infrastrukturen gleichermaßen umfasst. 
 
Der SSGT unterstützt daher ausdrücklich die mit dem Gesetzentwurf verfolgte Zielset-
zung, das bisherige Saarländische Brand- und Katastrophenschutzgesetz zu einem 
modernen Bevölkerungsschutzgesetz weiterzuentwickeln. Insbesondere die stärkere 
Verzahnung der verschiedenen Aufgabenbereiche sowie die verbindliche Verankerung 
neuer Planungs- und Vorsorgestrukturen stellen aus kommunaler Sicht einen folgerich-
tigen Schritt dar. 
 
Besonders positiv bewertet der SSGT zudem die stärkere Ausrichtung des Gesetzent-
wurfs auf Vorsorge und Resilienz. Gerade angesichts zunehmender komplexer Scha-
denslagen ist es sachgerecht, die Vorbereitung auf Krisen und außergewöhnliche Er-
eignisse stärker in den Mittelpunkt des Bevölkerungsschutzes zu rücken. 
 
Gleichzeitig weist der SSGT darauf hin, dass die erfolgreiche Umsetzung des Gesetzes 
maßgeblich von der Leistungsfähigkeit der kommunalen Ebene abhängen wird. Der Be-
völkerungsschutz findet ganz überwiegend vor Ort statt. Neue gesetzliche Anforderun-
gen können daher nur dann ihre beabsichtigte Wirkung entfalten, wenn die saarländi-
schen Städte, Gemeinden und Gemeindeverbände dauerhaft in die Lage versetzt wer-
den, die ihnen übertragenen Aufgaben personell, organisatorisch und finanziell zu erfül-
len. Die kommunale Ebene ist bereit, ihren Beitrag zur Weiterentwicklung des Bevölke-
rungsschutzes zu leisten. Dies setzt jedoch voraus, dass neue oder erweiterte Aufgaben 
mit einer auskömmlichen Finanzierung verbunden werden und die kommunale Selbst-
verwaltung auch künftig gewahrt bleibt. 
 
Der SSGT hat den Gesetzentwurf bereits im Rahmen der regierungsexternen Anhörung 
umfassend bewertet. Manche der damals angesprochenen Punkte sind im weiteren Ge-
setzgebungsverfahren bereits aufgegriffen worden. Die nachfolgende Stellungnahme 
konzentriert sich daher auf die aktuelle Fassung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung, bewertet die erfolgten Änderungen aus kommunaler Sicht und hält an denjenigen 
Anliegen fest, die weiterhin nicht oder nicht ausreichend berücksichtigt wurden: 
 
I.  Grundsätzliche Bewertung 

Der SSGT bewertet die grundlegende Neuausrichtung des saarländischen Bevölke-
rungsschutzrechts ausdrücklich positiv. Der Gesetzentwurf trägt den veränderten Ge-
fährdungslagen Rechnung und entwickelt den Bevölkerungsschutz von einem bislang 
überwiegend einsatzorientierten Gefahrenabwehrrecht zu einem stärker vorsorge- und 
organisationsorientierten Gesamtsystem weiter. 
 
Besonders hervorzuheben sind die verbindliche Einführung kommunaler Krisenmana-
gementstrukturen, die gesetzliche Verankerung der Zivilen Alarmplanung sowie die 
erstmalige Einbeziehung des Schutzes Kritischer Infrastrukturen in das saarländische 
Bevölkerungsschutzrecht. Diese Regelungen greifen Entwicklungen auf, die sich in den 
vergangenen Jahren sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene deutlich abge-
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zeichnet haben und leisten einen wichtigen Beitrag zur Stärkung der gesamtstaatlichen 
Resilienz. 
 
Ausdrücklich begrüßt der SSGT zudem, dass der Gesetzentwurf an zahlreichen Stellen 
Anregungen aus der kommunalen Praxis aufgreift. Dies gilt insbesondere für die Erwei-
terung der Kostenersatztatbestände bei Feuerwehreinsätzen, die Schaffung einer ge-
setzlichen Grundlage für die Einrichtung eines landesweiten Kompetenz- und Dienstleis-
tungszentrums Feuerwehr sowie die Möglichkeit, hauptamtliche Kräfte zur Unterstüt-
zung der Freiwilligen Feuerwehren einzusetzen. Diese Regelungen tragen dazu bei, die 
kommunalen Aufgabenträger zu unterstützen und die Leistungsfähigkeit des ehrenamt-
lich geprägten Feuerwehrwesens nachhaltig zu stärken. 
 
Ebenso positiv bewertet der SSGT, dass im Rahmen der regierungsexternen Anhörung 
bereits zentrale Anregungen aus der kommunalen Praxis aufgegriffen wurden. Dies gilt 
insbesondere für die Abkehr von der starren Altersgrenze von 18 Jahren für den Ein-
satzdienst, die größere Flexibilität bei der Durchführung der Gefahrenverhütungsschau 
sowie die Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für eine weitergehende Kostener-
satzkalkulation. 
 
Außerdem ist hervorzuheben, dass der Gesetzentwurf den präventiven Ansatz des Be-
völkerungsschutzes deutlich stärkt. Die verpflichtende Erstellung von Gefährdungs- und 
Risikoanalysen sowie die hierauf aufbauende Planung stellen wesentliche Vorausset-
zungen für eine bedarfsgerechte Ausrichtung der kommunalen Gefahrenabwehr dar. 
Die Erfahrungen aus dem Pfingsthochwasser 2024 haben ebenso wie die gemeinsame 
Planübung SAAREX 2025 gezeigt, dass belastbare Planungsgrundlagen, klare Zustän-
digkeiten und abgestimmte Führungsstrukturen wesentliche Voraussetzungen für eine 
wirksame Bewältigung außergewöhnlicher Einsatz- und Schadenslagen sind. 
 
Der SSGT verbindet seine grundsätzlich positive Bewertung des Gesetzentwurfs jedoch 
mit der Erwartung, dass die mit der gesetzlichen Weiterentwicklung verbundenen zu-
sätzlichen Anforderungen an die kommunale Ebene angemessen berücksichtigt wer-
den. Die Modernisierung des Bevölkerungsschutzes kann nur gelingen, wenn die kom-
munalen Aufgabenträger dauerhaft in die Lage versetzt werden, die ihnen übertragenen 
Aufgaben personell, organisatorisch und finanziell zu erfüllen. Es ist entscheidend, dass 
die mit dem Gesetz verbundenen neuen bzw. erweiterten Aufgaben und Anforderungen 
realistisch bewertet und finanziell abgesichert werden. Die vorgesehenen Neuregelun-
gen beschränken sich nicht auf eine bloße Zusammenführung bestehender Rechtsma-
terien. Sie begründen vielmehr zahlreiche neue Planungs-, Koordinierungs- und Organi-
sationspflichten, deren Umsetzung dauerhaft personelle und finanzielle Ressourcen 
erfordert.  
 
II.  Kommunale Umsetzung, Finanzierung und Konnexität 

Der SSGT weist mit Nachdruck darauf hin, dass die erfolgreiche Umsetzung des Ge-
setzentwurfs maßgeblich von einer verlässlichen personellen und finanziellen Ausstat-
tung der kommunalen Aufgabenträger abhängt. Vor diesem Hintergrund erwartet der 
SSGT, dass die Vorgaben des Saarländischen Konnexitätsausführungsgesetzes (Kon-
nexAG SL) uneingeschränkt beachtet werden. Soweit die gesetzlichen Voraussetzun-
gen des Konnexitätsprinzips erfüllt sind, dürfen neue oder wesentlich erweiterte kom-
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munale Aufgaben nicht ohne den nach den gesetzlichen Vorgaben erforderlichen finan-
ziellen Ausgleich zulasten der kommunalen Haushalte umgesetzt werden. 
 
Die vorgesehenen Neuregelungen beschränken sich nicht auf eine redaktionelle Zu-
sammenführung bestehender Vorschriften oder eine bloße Neuordnung bisheriger Zu-
ständigkeiten. Vielmehr werden für die Städte und Gemeinden sowie die Landkreise 
und den Regionalverband Saarbrücken zahlreiche Aufgaben und Anforderungen erst-
mals verbindlich normiert, konkretisiert oder erweitert und dabei teilweise qualitativ und 
quantitativ erheblich verändert. Hieraus ergeben sich dauerhaft zusätzliche personelle, 
organisatorische und finanzielle Anforderungen an die kommunalen Aufgabenträger. 
Dies gilt insbesondere für zusätzliche Planungs-, Dokumentations-, Koordinierungs- und 
Übungsaufgaben sowie für den Aufbau und die Unterhaltung entsprechender administ-
rativer Strukturen. Für die Beurteilung der Kostenfolgen kommt es daher nicht allein da-
rauf an, ob eine Aufgabe dem Grunde nach bereits bislang wahrgenommen wurde, 
sondern auch darauf, ob der Gesetzentwurf Umfang, Intensität oder qualitative Anforde-
rungen der Aufgabenwahrnehmung in einem für die kommunalen Aufgabenträger er-
heblichen Umfang verändert. Auch wenn einzelne Elemente bereits heute vereinzelt 
praktiziert werden, werden sie durch das SBSG teilweise erstmals landesweit verbind-
lich normiert oder in Umfang und Anforderungen verbindlich konkretisiert. 
 
Der SSGT vermag in diesem Zusammenhang auch den Ausführungen im Vorblatt des 
Gesetzentwurfs nicht zu folgen, wonach mit den vorgesehenen Neuregelungen keine 
verbindlichen zusätzlichen Ausgabepflichten für die Kommunen verbunden seien. Zwar 
eröffnen einzelne Vorschriften den Städten und Gemeinden formell Gestaltungsspiel-
räume oder stellen Maßnahmen unter einen Bedarfsvorbehalt. Tatsächlich begründet 
der Gesetzentwurf jedoch neue fachliche Standards, organisatorische Strukturen und 
Erwartungshaltungen, deren Umsetzung in der kommunalen Praxis regelmäßig nicht 
ohne zusätzlichen Personal-, Sach- und Verwaltungsaufwand möglich sein wird. Für die 
Frage der Kostenfolgen kann daher nicht allein darauf abgestellt werden, ob einzelne 
Handlungsformen bereits in der kommunalen Praxis vorkommen. Entscheidend ist viel-
mehr, welche verbindlichen Anforderungen das Gesetz künftig an die Aufgabenwahr-
nehmung stellt und welcher zusätzliche Erfüllungsaufwand hieraus entsteht. Dieser tat-
sächliche Erfüllungsaufwand ist bei der Bewertung der finanziellen Auswirkungen des 
Gesetzentwurfs zu berücksichtigen und kann nicht mit dem Hinweis auf vermeintlich 
fehlende verbindliche Ausgabepflichten ausgeblendet werden. 
 
Die seitens des Ministeriums (zunächst) vertretene Auffassung, wonach trotz zusätzli-
cher Planungs-, Abstimmungs-, Dokumentations-, Koordinierungs- und Aufsichtsaufga-
ben kein finanzieller Belastungsausgleich erforderlich sei, vermag aus Sicht des SSGT 
weder rechtlich noch tatsächlich zu überzeugen. Der Hinweis in der Gesetzesbegrün-
dung auf mögliche Effizienzgewinne oder darauf, dass einzelne Maßnahmen bereits 
heute vereinzelt praktiziert würden, vermag einen Konnexitätsanspruch nicht auszu-
schließen. Entscheidend ist daher zunächst, ob durch das Gesetz neue kommunale 
Aufgaben übertragen oder bestehende Aufgaben verbindlich verändert bzw. erweitert 
werden und hierdurch unter Berücksichtigung der gesetzlichen Maßstäbe eine aus-
gleichspflichtige Mehrbelastung entsteht. 
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Nach den Maßstäben des KonnexAG SL liegt eine Aufgabenübertragung dann vor, 
wenn eine Rechtsnorm erstmals eine kommunale Aufgabenzuständigkeit begründet 
oder den Umfang bestehender Aufgaben verbindlich erweitert. Dass einzelne Maßnah-
men bereits aufgrund praktischer Erfordernisse oder freiwillig wahrgenommen werden, 
schließt eine durch das Gesetz bewirkte Aufgabenverdichtung oder verbindliche Erwei-
terung der Aufgabenwahrnehmung jedoch nicht aus. 
 
Zwar eröffnet der Gesetzentwurf in § 18 Abs.1 Satz 3 und § 36 Abs. 2 Satz 4 SBSG die 
Möglichkeit Kostenfolgen nachträglich und im Einzelfall im Einvernehmen mit den kom-
munalen Spitzenverbänden zu regeln. Dies vermag jedoch eine ordnungsgemäße Kos-
tenfolgenabschätzung schon im Gesetzgebungsverfahren nicht zu ersetzen. Bereits 
heute absehbare finanzielle Auswirkungen müssen bereits vor Erlass des Gesetzes 
nachvollziehbar ermittelt und bewertet werden. Nur so kann gewährleistet werden, dass 
die Anforderungen des KonnexAG SL von Beginn an eingehalten werden. 
 
Gleichwohl ist dem Gesetzgeber an dieser Stelle zuzugestehen, dass die konkreten 
Kostenfolgen neuer oder erweiterter kommunaler Aufgaben und Anforderungen zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht abschließend belastbar ermittelt werden können. 
 
Der SSGT und der Landkreistag Saarland (LKT) haben daher im bisherigen Verfahren 
wiederholt auf die Notwendigkeit einer belastbaren Ermittlung der mit dem Gesetzent-
wurf verbundenen Kostenfolgen hingewiesen. In konstruktiver Zusammenarbeit haben 
sich das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport, der SSGT und der LKT nunmehr auf 
einen gemeinsamen Formulierungsvorschlag verständigt, der in § 18 Abs. 1 Satz 3 und 
§ 36 Abs. 2 Satz 4 SBSG aufgenommen werden sollte: 
 

„Im Einvernehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden werden die Kostenfolgen 
und ein daraus resultierender Belastungsausgleich nach den Regelungen des Kon-
nexitätsausführungsgesetzes Saarland vom 9. November 2016 (Amtsbl. I 2016, S. 
1058), das zuletzt durch Artikel 67 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. S. 
2629) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, ermittelt. Ergibt sich ei-
ne wesentliche Belastung im Sinne des § 1 Absatz 1 und des § 2 Absatz 5 Kon-
nexAG SL, ist ein Belastungsausgleich durch das Land zu leisten. 
 
Im Einvernehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden ist die Kostenfolgenab-
schätzung spätestens nach Ablauf von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Geset-
zes unter Berücksichtigung der bis dahin erlassenen Rechtsverordnungen durchzu-
führen.“ 

 
Der SSGT begrüßt ausdrücklich, dass damit gemeinsam ein tragfähiger Kompromiss für 
die Ermittlung der Kostenfolgen und einen sich daraus ergebenden Belastungsausgleich 
gefunden werden konnte. Die vereinbarte Regelung trägt insbesondere dem Umstand 
Rechnung, dass wesentliche konkrete Anforderungen der neuen gesetzlichen Regelun-
gen erst im Zuge der weiteren Ausgestaltung durch Rechtsverordnungen festgelegt 
werden. Zugleich wird gewährleistet, dass die Kostenfolgen nach einer angemessenen 
Erfahrungs- und Umsetzungsphase in einem verbindlichen Verfahren und im Einver-
nehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden ermittelt werden. 
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Der SSGT stellt zugleich klar, dass die vereinbarte nachgelagerte Kostenfolgenabschät-
zung eine verfahrensbezogene Lösung für das vorliegende Gesetzgebungsvorhaben 
darstellt. Sie ändert nichts an der grundsätzlichen Auffassung des SSGT, dass die Kos-
tenfolgen einer Aufgabenübertragung oder einer wesentlichen Veränderung bestehen-
der Aufgaben grundsätzlich bereits vor Erlass eines Gesetzes zu ermitteln und bei der 
gesetzlichen Regelung des Belastungsausgleichs zu berücksichtigen sind. Eine nach-
trägliche Kostenfolgenabschätzung und ein nachträglicher Belastungsausgleich müssen 
daher auf besondere Fallkonstellationen beschränkt bleiben. 
 
Im Einzelnen sieht der SSGT insbesondere bei nachfolgenden Regelungsbereichen 
weiteren Prüfungs-, Änderungs- bzw. Ergänzungsbedarf: 
 
1.  Gefährdungs- und Risikoanalysen 
Die verpflichtende Erstellung kommunaler Gefährdungs- und Risikoanalysen stellt aus 
Sicht des SSGT eine erstmals ausdrücklich gesetzlich normierte Pflichtaufgabe dar. 
Dies wird auch durch die Gesetzesbegründung bestätigt, wonach die Erstellung künftig 
erstmals verbindlich als Grundlage der kommunalen Bedarfs- und Entwicklungsplanung 
vorgeschrieben wird. 
 
Die Erstellung solcher Analysen erfordert regelmäßig eine fachlich fundierte Bewertung 
unterschiedlichster Gefährdungslagen sowie deren Einordnung in die örtlichen Gege-
benheiten. Insbesondere kleinere Städte und Gemeinden verfügen hierfür vielfach nicht 
über die erforderlichen personellen und fachlichen Ressourcen, sodass eine Beauftra-
gung externer Sachverständiger oder Fachbüros regelmäßig erforderlich sein wird. 
 
Hinzu kommt, dass Gefährdungs- und Risikoanalysen nicht lediglich einmalig erstellt, 
sondern an veränderte örtliche Rahmenbedingungen und Gefährdungslagen fortlaufend 
angepasst werden müssen. Sie bilden zugleich die fachliche Grundlage für zahlreiche 
weitere gesetzlich vorgesehene Maßnahmen des Bevölkerungsschutzes, insbesondere 
für die Bedarfs- und Entwicklungsplanung sowie weitere Planungs- und Vorsorgemaß-
nahmen. Eine sachgerechte und belastbare Erstellung der Analysen ist daher von zent-
raler Bedeutung. Dies unterstreicht zugleich die Notwendigkeit, den hierfür entstehen-
den Aufwand realistisch zu bewerten und bei der Ermittlung der finanziellen Auswirkun-
gen des Gesetzentwurfs angemessen zu berücksichtigen. 
 
2.  Warnung der Bevölkerung und örtliche Warneinrichtungen 
Auch die ausdrückliche gesetzliche Verpflichtung zur Sicherstellung örtlicher Warnein-
richtungen sowie zur Warnung der Bevölkerung begründet nach Auffassung des SSGT 
eine erweiterte kommunale Aufgabenwahrnehmung. 
 
Soweit der Gesetzentwurf darauf abstellt, dass sich diese Aufgabe bereits bislang aus 
den allgemeinen Vorschriften des Brand- und Katastrophenschutzrechts herleiten lasse, 
überzeugt dies nicht. Die Gesetzesbegründung führt selbst aus, dass es für die unteren 
Katastrophenschutzbehörden bislang an einer ausdrücklichen spezialgesetzlichen Er-
mächtigungsgrundlage fehlte und diese nunmehr erstmals geschaffen werde. Für die 
Städte und Gemeinden gilt nichts anderes. Auch dort beruhte die Zuständigkeit bislang 
lediglich auf einer Auslegung der bestehenden gesetzlichen Vorschriften. 
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Mit der nunmehr ausdrücklich normierten Verpflichtung werden zugleich neue fachliche 
Anforderungen an die Städte und Gemeinden hinsichtlich einer leistungsfähigen örtli-
chen Warninfrastruktur begründet. Die praktische Wahrnehmung dieser Aufgabe wird 
sich nicht auf die einmalige Bereitstellung einzelner Warneinrichtungen beschränken, 
sondern auch deren Unterhaltung, erforderliche Modernisierung und Einbindung in be-
stehende Warnsysteme sowie die hierfür erforderlichen organisatorischen Strukturen 
umfassen. Der hiermit verbundene personelle und finanzielle Aufwand geht über eine 
bloße Klarstellung der bisherigen Rechtslage hinaus und ist bei der Bewertung der fi-
nanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs angemessen zu berücksichtigen. 
 
Unabhängig von der Frage des Belastungsausgleichs sollte sich die Landesregierung 
weiterhin auf Bundesebene für eine Verstetigung geeigneter Förderprogramme zum 
Ausbau der kommunalen Warninfrastruktur einsetzen und ergänzend landeseigene 
Fördermöglichkeiten prüfen. Eine verlässliche Förderung kann die Städte und Gemein-
den bei der Modernisierung ihrer Warnsysteme wirksam unterstützen und zugleich ei-
nen wichtigen Beitrag zur Stärkung des Bevölkerungsschutzes leisten. 
 
3.  Zivile Alarmplanung 
Die Stärkung der Vorsorge im Bereich der Zivilen Verteidigung stellt einen wichtigen 
Baustein eines modernen Bevölkerungsschutzes dar. Der SSGT begrüßt den vorgese-
henen strukturellen Aufbau der Zivilen Alarmplanung sowie die zentrale Koordinierung 
durch das Land. Positiv ist zudem, dass die bedarfsweise Einbeziehung von Gemeinden 
als alarmkalenderführende Stellen nicht bereits mit einer konkreten verpflichtenden Auf-
gabenzuweisung verbunden ist. 
 
Gleichwohl können mit der späteren Einbeziehung von Gemeinden erhebliche personel-
le, organisatorische, investive und technische Anforderungen verbunden sein. Hierzu 
zählen insbesondere geeignete Räumlichkeiten und Arbeitsplätze, die erforderliche In-
formations- und Kommunikationstechnik, gegebenenfalls besondere Sicherheitsanforde-
rungen sowie die Qualifizierung des eingesetzten Personals. Diese möglichen Belas-
tungen sind bei der weiteren Ausgestaltung der Zivilen Alarmplanung frühzeitig zu be-
rücksichtigen.  
 
Soweit die Zivile Alarmplanung auf bundesgesetzlichen Vorgaben beruht, sollte zudem 
frühzeitig geklärt werden, in welchem Umfang aufgabenspezifische Kosten vom Bund 
getragen werden. Soweit dies nicht erfolgt, erwartet der SSGT eine entsprechende Ab-
sicherung der kommunalen Aufgabenträger. Von besonderer Bedeutung ist dabei, dass 
Umfang und konkrete Ausgestaltung einer späteren Einbeziehung der Gemeinden der-
zeit noch nicht abschließend feststehen. Vor dem Hintergrund der Orientierung des Ge-
setzentwurfs an den niedersächsischen Regelungen sollte dabei auch eine dem dorti-
gen Ansatz entsprechende finanzielle Unterstützung geprüft werden.  
 
4.  Kosten der Aus- und Fortbildung der privaten Hilfsorganisationen 
Mit der gesetzlichen Zuordnung der Kostenträgerschaft für Aus- und Fortbildungsmaß-
nahmen der im Katastrophenschutz mitwirkenden Einheiten und Einrichtungen privater 
Hilfsorganisationen entstehen für die Landkreise sowie den Regionalverband Saarbrü-
cken zusätzliche finanzielle Verpflichtungen. Die zusätzlichen Aufwendungen werden 
sich mittelbar über die Kreisumlage auch auf die Haushalte der Städte und Gemeinden 
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auswirken und sind daher nachvollziehbar und transparent zu ermitteln und bei der 
Ausgestaltung des Belastungsausgleichs zu berücksichtigen. 
 
5.  Feuerschutzsteuer 
Unabhängig von der Konnexität weist der SSGT darauf hin, dass die nachhaltige Stär-
kung des Bevölkerungsschutzes insgesamt nur mit einer verlässlichen Finanzierung 
gelingen kann. Hierzu gehört insbesondere, dass die Einnahmen aus der Feuerschutz-
steuer vollständig den Feuerwehren vor Ort zugutekommen.  
 
Die Begründung des Gesetzentwurfs bestätigt ausdrücklich, dass zusätzliche Planstel-
len im zuständigen Fachreferat aus dem Aufkommen der Feuerschutzsteuer gegenfi-
nanziert werden sollen und dass dies den Zuweisungsbetrag an die Gemeindeverbände 
mindert. So wichtig diese personelle Aufstockung auch sein mag und den Kommunen 
durch zusätzliche fachliche Beratung und Unterstützung zugutekommt, besteht aus 
Sicht des SSGT weiterhin die grundsätzliche Notwendigkeit fort, die Feuerschutzsteuer 
ihrem originären Zweck entsprechend vollständig für den kommunalen Brandschutz be-
reitzustellen. Landesaufgaben sind grundsätzlich aus allgemeinen Deckungsmitteln des 
Landeshaushalts zu finanzieren. 
 
Darüber hinaus begrüßt der SSGT ausdrücklich die Ankündigung des Bundes, die In-
vestitionen in den Bevölkerungsschutz deutlich zu erhöhen. Aus kommunaler Sicht ist 
jedoch sicherzustellen, dass diese Mittel die kommunale Ebene auch tatsächlich errei-
chen. Die bisherigen Förderprogramme – insbesondere im Bereich der Sirenenförde-
rung – haben gezeigt, dass die bereitgestellten Mittel den tatsächlichen Investitionsbe-
darf der Städte und Gemeinden nicht vollständig abdecken. Die Landesregierung wird 
daher gebeten, sich gegenüber dem Bund für eine bedarfsgerechte Aufstockung und 
Verstetigung der Bundesförderung einzusetzen. 
 
III.  Einzelne Anmerkungen zum Gesetzentwurf 

1.  Klarstellung der Begriffsbestimmungen 
Der SSGT begrüßt, dass der Gesetzentwurf nunmehr eine ausdrückliche gesetzliche 
Bestimmung des Begriffs der „außergewöhnlichen Ereignisse“ enthält. Die in § 3 Abs. 2 
vorgenommene Konkretisierung stellt gegenüber dem Entwurf aus der regierungsexter-
nen Anhörung eine Verbesserung dar. 
 
Gleichwohl hält der SSGT an seiner Auffassung fest, dass die gesetzlichen Begriffsbe-
stimmungen und die Abgrenzung der verschiedenen Einsatz- und Schadenslagen noch 
weiter präzisiert werden sollten. Insbesondere sollte klarer herausgearbeitet werden, 
anhand welcher Kriterien außergewöhnliche Einsatzlagen, Großschadenslagen und 
Katastrophen voneinander abzugrenzen sind. Im Bereich der Gefahrenabwehr müssen 
Zuständigkeiten, Führungsverantwortung und die an die jeweilige Einsatzlage anknüp-
fenden Rechtsfolgen für alle Beteiligten eindeutig bestimmbar sein. Dies dient nicht nur 
einer rechtssicheren Einsatzorganisation, sondern auch der Rechtssicherheit der Städte 
und Gemeinden als Aufgabenträger und Arbeitgeber. Die erforderliche Rechtsklarheit 
sollte daher bereits im Gesetz selbst geschaffen und nicht erst einer späteren Ausle-
gung im Einzelfall überlassen werden. 
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Der SSGT regt daher an, die Begriffsbestimmungen im weiteren parlamentarischen Ver-
fahren nochmals auf ihre Trennschärfe zu überprüfen und die praktische Anwendung 
der außergewöhnlichen Einsatzlage ergänzend durch landesweit einheitliche Vollzugs-
hinweise oder eine entsprechende Handlungsanleitung zu unterstützen. 
 
2.  Kommunale Krisenmanagementstrukturen  
Die Einführung verbindlicher kommunaler Krisenmanagementstrukturen wird seitens 
des SSGT ausdrücklich begrüßt. Die Erfahrungen aus dem Pfingsthochwasser 2024 
sowie aus Stabsrahmenübungen haben gezeigt, dass leistungsfähige administrativ-
organisatorische Führungsstrukturen auf kommunaler Ebene wesentlich zur Bewälti-
gung außergewöhnlicher Schadenslagen beitragen. 
 
Hinsichtlich des Verhältnisses zwischen dem Stab für außergewöhnliche Ereignisse und 
der kommunalen Einsatzleitung besteht jedoch weiterer Klärungsbedarf. Der Gesetz-
entwurf stellt zwar fest, dass kein Unterstellungsverhältnis besteht. Er beschreibt aber 
auch in seiner überarbeiteten aktuellen Fassung weiterhin nicht hinreichend, wie das 
Zusammenwirken der administrativ-organisatorischen und der operativ-taktischen Füh-
rungsebene ausgestaltet werden soll. Die nunmehr ergänzte Bezeichnung der kommu-
nalen Einsatzleitung als „Örtliche Einsatzleitung (OEL)“ beseitigt diese offene Frage 
nicht. 
 
Aus Sicht des SSGT sollte deshalb geprüft werden, ob das Zusammenwirken beider 
Führungsebenen im Gesetz oder zumindest in der Gesetzesbegründung näher be-
schrieben werden kann. Eine klarere Beschreibung der jeweiligen Rollen, Zuständigkei-
ten und Informationswege würde die Rechtsklarheit erhöhen und die praktische Umset-
zung in den Städten und Gemeinden erleichtern. 
 
Außerdem sollte der sachliche Anwendungsbereich der in § 43 Abs. 5 vorgesehenen 
Auskunfts-, Melde- und Informationspflicht klarer gefasst werden. Nach der Gesetzes-
begründung soll die Regelung dem Aufbau eines einheitlichen Lagebildes und einem 
bruchfreien Übergang der Führungsverantwortung bei aufwachsenden Lagen dienen. 
Der Gesetzestext erfasst seinem Wortlaut nach jedoch sämtliche Stäbe für außerge-
wöhnliche Ereignisse. Hier sollte klargestellt werden, auf welche krisen- bzw. schadens-
lagenbezogenen Sachverhalte sich die Pflicht tatsächlich erstreckt. 
 
Darüber hinaus bittet der SSGT das Land, die kommunale Ebene bei der Vorbereitung 
auf die Wahrnehmung der neuen Krisenmanagementaufgaben durch geeignete Fortbil-
dungs- und Unterstützungsangebote zu begleiten. Insbesondere für Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister sowie die mit dem Krisenmanagement betrauten Verwaltungsmitar-
beiterinnen und Verwaltungsmitarbeiter sind regelmäßige und praxisorientierte Fortbil-
dungen zur Bewältigung außergewöhnlicher Ereignisse und Krisen von besonderer Be-
deutung. Dabei sollte neben der organisatorischen und administrativen Krisenbewälti-
gung insbesondere auch die Rolle der kommunalen Verwaltungsleitung in der Krise, das 
Zusammenwirken mit den operativen Führungsstrukturen sowie die interne und externe 
Krisenkommunikation in den Blick genommen werden. Die Erfahrungen aus vergange-
nen Schadenslagen und Stabsrahmenübungen zeigen, dass neben geeigneten Struktu-
ren auch deren praktische Einübung, eine klare Aufgaben- und Rollenverteilung sowie 
eine verlässliche Kommunikation entscheidend für eine wirksame Krisenbewältigung 
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sind. Der SSGT regt daher an, bestehende Fortbildungs- und Schulungsangebote in 
diesem Bereich zu intensivieren und weiterzuentwickeln. 
 
3.  Stärkung des Ehrenamtes 
Der SSGT begrüßt ausdrücklich die im Gesetzentwurf vorgesehene Möglichkeit, Ge-
meinden unabhängig von ihrer Einwohnerzahl die Beschäftigung hauptamtlicher oder 
hauptberuflicher Kräfte zur Wahrnehmung administrativer und einsatzvorbereitender 
Aufgaben in den Freiwilligen Feuerwehren zu eröffnen. Die zunehmenden organisatori-
schen und verwaltungstechnischen Anforderungen binden ehrenamtliche Führungskräf-
te in erheblichem Umfang außerhalb des eigentlichen Einsatzgeschehens. Die vorgese-
hene Regelung stellt daher einen wichtigen Beitrag zur nachhaltigen Stärkung und Ent-
lastung des Ehrenamtes dar. 
 
Positiv bewertet der SSGT insbesondere, dass der Gesetzentwurf neben der Befähi-
gung für den gehobenen feuerwehrtechnischen Dienst auch die Möglichkeit eröffnet, 
diese Aufgaben durch Personen wahrnehmen zu lassen, die hierfür besonders ausge-
bildet sind. Diese Öffnung trägt den unterschiedlichen organisatorischen Strukturen und 
personellen Möglichkeiten der Städte und Gemeinden Rechnung. 
 
Aus Gründen der Rechtsklarheit sollte jedoch näher bestimmt werden, welche Qualifika-
tionsanforderungen an eine „besondere Ausbildung“ im Sinne des § 4 Abs. 6 SBSG zu 
stellen sind. Während die Befähigung für den gehobenen feuerwehrtechnischen Dienst 
einen eindeutig bestimmten Qualifikationsmaßstab darstellt, bleibt die alternative For-
mulierung bislang auslegungsbedürftig. Um eine landeseinheitliche Anwendung der 
Vorschrift sicherzustellen und unterschiedliche Auslegungen in der Praxis zu vermeiden, 
regt der SSGT an, die erforderlichen Qualifikationsanforderungen im Gesetz selbst oder 
zumindest in der Gesetzesbegründung näher zu konkretisieren. 
 
Gleichzeitig weist der SSGT darauf hin, dass die Schaffung entsprechender Stellen mit 
zusätzlichen Personalaufwendungen verbunden ist. Das Land sollte daher prüfen, in-
wieweit die Kommunen bei der Einrichtung solcher Strukturen finanziell unterstützt wer-
den können, damit die beabsichtigte Stärkung und Entlastung des Ehrenamtes nicht zu 
einer unangemessenen zusätzlichen Belastung der kommunalen Haushalte führt. 
 
4.  Altersgrenze für den Einsatzdienst 
Seitens des SSGT wird begrüßt, dass die starre Altersgrenze von 18 Jahren für die 
Teilnahme am Einsatzdienst nicht in den aktuellen Entwurf des SBSG übernommen 
wurde. Stattdessen knüpft die überarbeitete gesetzliche Ausgestaltung des § 12 Abs. 3 
nun an den tatsächlichen Ausbildungsstand an und orientiert sich im Wesentlichen an 
dem bereits im Rahmen der regierungsexternen Anhörung vorgeschlagenen Modell. 
Der SSGT bewertet diese Lösung als geeigneten Ausgleich zwischen den Belangen des 
Jugendschutzes, der Sicherheit im Einsatz und den praktischen Anforderungen der 
Feuerwehren. 
 
5.  Durchführung der Gefahrenverhütungsschau 
Der SSGT begrüßt die Überarbeitung des § 63 Abs. 5. Die ursprünglich vorgesehene 
zwingende Durchführung der Gefahrenverhütungsschau durch vorhandene hauptberuf-
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liche Bedienstete wurde in eine Kann-Regelung überführt. Damit können die Gemein-
den die Wahrnehmung der Aufgabe entsprechend ihrer örtlichen Organisationsstruktur 
und den vorhandenen fachlichen Qualifikationen ausgestalten. 
 
6.  Erweiterung der Kostenersatztatbestände 
Die Erweiterung der Kostenersatztatbestände bei Feuerwehreinsätzen wird ausdrücklich 
begrüßt. Dies gilt insbesondere für die Kostenersatzregelung bei Tragehilfen außerhalb 
der Notfallrettung sowie bei steckengebliebenen Aufzügen und für die neu aufgenom-
menen Tatbestände bei unterlassener zumutbarer und möglicher Selbsthilfe. 
 
Die Regelungen tragen den tatsächlichen Entwicklungen der vergangenen Jahre Rech-
nung und können die kommunalen Aufgabenträger bei häufig wiederkehrenden bzw. 
bislang nicht hinreichend abgedeckten Einsätzen entlasten. 
 
7.  Kostenersatz für Feuerwehreinsätze 
Für die Städte und Gemeinden ist eine klare, transparente und rechtssichere Grundlage 
für die Kalkulation der Feuerwehrkosten von besonderer Bedeutung. Sie schafft die 
notwendige Nachvollziehbarkeit bei der Ermittlung des Kostenersatzes und trägt dazu 
bei, unterschiedliche Auslegungen und Unsicherheiten in der kommunalen Praxis zu 
vermeiden. Dies gilt insbesondere für die Frage, welche Kostenbestandteile bei der Kal-
kulation berücksichtigt werden können. Eine nachvollziehbare und einheitliche Berech-
nungsgrundlage erleichtert zudem die praktische Anwendung vor Ort und stärkt die 
Rechtssicherheit der kommunalen Satzungen und der auf ihrer Grundlage ergehenden 
Kostenbescheide. 
 
Der SSGT begrüßt daher die in § 20 Abs. 3 vorgesehene Möglichkeit zum Erlass einer 
Mustersatzung sowie die Ermächtigung, nähere Bestimmungen zu der Mustersatzung 
und zu den pauschalierten Berechnungsgrundlagen durch Rechtsverordnung zu treffen. 
Der SSGT erwartet eine zeitnahe Ausarbeitung der entsprechenden Regelungen durch 
das Ministerium für Inneres, Bauen und Sport. 
 
Mit der vorgesehenen Regelung wird aus Sicht des SSGT ein wichtiger Schritt hin zu 
einer einheitlicheren und transparenteren Handhabung des Kostenersatzes bei Feuer-
wehreinsätzen getan. Dabei sollte insbesondere darauf geachtet werden, dass eine für 
die Städte und Gemeinden praktikable und rechtssichere Kalkulation ermöglicht wird 
und die tatsächlich bei der Vorhaltung und beim Einsatz der Feuerwehren entstehenden 
angemessenen Kosten berücksichtigt werden. 
 
8.  Kompetenz- und Dienstleistungszentrum Feuerwehr 
Der SSGT begrüßt ausdrücklich, dass mit § 6 Abs. 6 SBSG erstmals eine gesetzliche 
Grundlage für das Land geschaffen wird, die den Aufbau zentraler Dienstleistungsstruk-
turen im Brandschutz ermöglicht. 
 
Der SSGT spricht sich dafür aus, diese Möglichkeit zeitnah zu nutzen und die bereits 
seit Jahren geforderte Einrichtung eines landesweiten Kompetenz- und Dienstleistungs-
zentrums Feuerwehr umzusetzen. Insbesondere die zentrale Beschaffung, Wartung und 
Bewirtschaftung von Einsatzmitteln kann die Kommunen nachhaltig entlasten und zu-
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gleich zu einer weiteren Standardisierung, Professionalisierung und Effizienzsteigerung 
beitragen. 

9. Kritische Infrastrukturen
Die erstmalige Aufnahme landesrechtlicher Regelungen zum Schutz Kritischer Infra-
strukturen wird ausdrücklich begrüßt. Positiv hervorzuheben ist insbesondere der ge-
wählte risikobasierte Ansatz. Anders als die bundesrechtlichen Schwellenwerte ermög-
licht die vorgesehene Verordnungsermächtigung eine Berücksichtigung der tatsächli-
chen Versorgungsrelevanz einzelner Einrichtungen im Saarland. Dies trägt den beson-
deren strukturellen Gegebenheiten eines Flächenlandes mit vergleichsweise kleinen 
Versorgungsgebieten Rechnung. 

Es ist sachgerecht, dass vor dem Erlass von Rechtsverordnungen im Bereich der Kriti-
schen Infrastrukturen künftig die unteren Katastrophenschutzbehörden und die kommu-
nalen Spitzenverbände gehört werden sollen. Dies stärkt die Berücksichtigung der 
kommunalen Praxis bei der weiteren Ausgestaltung des Regelungsrahmens und ermög-
licht es, mögliche zusätzliche kommunale Verpflichtungen sowie deren finanzielle Aus-
wirkungen frühzeitig zu benennen und im Rahmen der weiteren Ausgestaltung zu be-
rücksichtigen. Soweit sich aus der späteren Konkretisierung zusätzliche kommunale 
Aufgaben oder Belastungen ergeben, sind deren finanzielle Auswirkungen entspre-
chend den Vorgaben des Konnexitätsprinzips zu berücksichtigen. 

IV. Schlussbemerkung

Der SSGT unterstützt die mit dem Gesetzentwurf verfolgte grundlegende Neuausrich-
tung des Bevölkerungsschutzes ausdrücklich. Die vorgesehenen Neuregelungen tragen 
den veränderten Anforderungen an einen modernen Bevölkerungsschutz in weiten Tei-
len Rechnung und setzen wichtige Impulse für eine stärkere Verzahnung von Gefahren-
abwehr, Krisenmanagement und Ziviler Verteidigung. 

Voraussetzung für eine erfolgreiche Umsetzung ist jedoch, dass die mit dem Gesetz 
verbundenen zusätzlichen Aufgaben auf kommunaler Ebene realistisch bewertet, finan-
ziell berücksichtigt und dauerhaft abgesichert werden. Nur wenn die Städte, Gemeinden 
und Gemeindeverbände dauerhaft in die Lage versetzt werden, die ihnen übertragenen 
Aufgaben mit angemessenen personellen und finanziellen Ressourcen wahrzunehmen, 
können die mit dem Gesetz verfolgten Ziele nachhaltig erreicht werden. 

Der SSGT bittet daher, die vorstehenden Anregungen und Hinweise, insbesondere die 
Ausführungen zu den Kostenfolgen und zur finanziellen Absicherung der kommunalen 
Aufgabenträger, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu berücksichtigen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Stefan Spaniol 

gez.


